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19. Wahlperiode 28.11.2019 

Antrag 
der Abgeordneten Olaf in der Beek, Alexander Graf Lambsdorff, Till 
Mansmann, Dr. Christoph Hoffmann, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, 
Christine Aschenberg-Dugnus, Jens Beeck, Dr. Jens Brandenburg (Rhein-
Neckar), Mario Brandenburg (Südpfalz), Dr. Marco Buschmann, Carl-Julius 
Cronenberg, Britta Katharina Dassler, Bijan Djir-Sarai, Dr. Marcus Faber, Otto 
Fricke, Thomas Hacker, Peter Heidt, Katrin Helling-Plahr, Markus Herbrand, 
Torsten Herbst, Reinhard Houben, Ulla Ihnen, Gyde Jensen, Dr. Christian 
Jung, Karsten Klein, Dr. Marcel Klinge, Daniela Kluckert, Pascal Kober, Carina 
Konrad, Konstantin Kuhle, Michael Georg Link, Alexander Müller, Roman 
Müller-Böhm, Dr. Martin Neumann, Hagen Reinhold, Christian Sauter, 
Dr. Wieland Schinnenburg, Matthias Seestern-Pauly, Frank Sitta, Judith 
Skudelny, Bettina Stark-Watzinger, Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann, 
Benjamin Strasser, Katja Suding, Michael Theurer, Stephan Thomae, Manfred 
Todtenhausen, Johannes Vogel (Olpe), Nicole Westig und der Fraktion der 
FDP 

Förderung der beruflichen Bildung und Zinssubventionen für China beenden 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Volksrepublik China hat in den vergangenen 40 Jahren eine beeindruckende wirt-
schaftliche Erfolgsgeschichte geschrieben. Seit der wirtschaftlichen Öffnung des Lan-
des ab Ende der 1970er Jahre hat sich das Land zu einem der international wichtigsten 
Akteure in nahezu allen Politikbereichen entwickelt. Nach Angaben der Weltbank hat 
sich die Volksrepublik China mit ihren mehr als 1,4 Milliarden Einwohnern seitdem 
zur weltweit zweitgrößten Volkswirtschaft mit einer durchschnittlichen jährlichen 
Wachstumsrate von fast 10 % des Bruttoinlandsproduktes entwickelt. Gegenüber 1978 
leben heute 850 Millionen Chinesen weniger in Armut, die Millenniumsziele der Ver-
einten Nationen konnten 2015 erreicht werden und nach Planungen der chinesischen 
Staatsführung soll bis 2020 kein Chinese mehr in absoluter Armut leben (www.wor-
ldbank.org/en/country/china/overview). 
China ist heute die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt, als Exportweltmeister die 
weltweit größte Handelsnation, hat die weltweit größte verarbeitende Industrie und 
hält weltweit die meisten ausländischen Devisenreserven. Eine deutlich gestiegene Le-
benserwartung sowie die Ausweitung des Zugangs zu Primär-, Sekundär- und Tertiär-
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bildung belegen, dass dieser wirtschaftliche Aufschwung eng mit einem sozio-ökono-
mischen Aufschwung verbunden ist (http://hdr.undp.org/sites/all/themes/hdr_theme/ 
country-notes/CHN.pdf). 
Schon 2004 hat die Volksrepublik China die Bundesrepublik Deutschland bei den Aus-
gaben für Forschung und Entwicklung überholt und wird absehbar die USA von ihrer 
bisherigen Spitzenposition in diesem Bereich verdrängen. Mit der 2015 initiierten Stra-
tegie „Made in China 2025“ strebt das Land bis zur Mitte der nächsten Dekade die 
Technologie- und Innovationsführerschaft im Bereich der produzierenden Industrie 
über alle Industriezweige hinweg an. Damit soll das Land nicht nur unabhängig vom 
technologischen Fortschritt aus dem Ausland werden, sondern selbst zum globalen In-
novationstreiber ganzer Sektoren werden und die schon heute marktbeherrschende 
Stellung chinesischer Unternehmen und Produkte ausgebaut und gesichert werden 
(https://fas.org/sgp/crs/row/RL33534.pdf). Bereits heute zählt China neben den USA 
als einziges Land mit globalen Tech-Giganten wie Baidu, Alibaba, Tencent und 
Xiaomi. 
Damit unterstreicht die herrschende Kommunistische Volkspartei ihren Anspruch 
China zur weltweit größten Wirtschaftsmacht auszubauen. China ist auf den globalen 
Güter- und Finanzmärkten nicht nur zu einem der wichtigsten Akteure geworden, son-
dern steht auch in direkter Konkurrenz zu den Industriestaaten, darunter insbesondere 
Deutschland, und ist weit davon entfernt, noch ein Entwicklungsland zu sein. Die bis 
heute geltende Einstufung als Entwicklungsland und damit verbundener Handelsprä-
ferenzen im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO) resultiert aus der Tatsache, 
dass sich die Mitgliedstaaten der WTO entsprechend ihres Entwicklungsstandes selbst 
einstufen. Die Anerkennung Chinas als Entwicklungsland war eine Grundbedingung 
für das Land, um der WTO 2001 beizutreten. Nach der 2001 begonnenen Doha-Runde, 
die 2016 nach 15 Jahren scheiterte, weil sich Industrie- und Entwicklungsstaaten nicht 
auf gemeinsame Reformen einigen konnten, ist auch die Reform des System der 
Selbsteinstufung der Mitgliedstaaten der WTO in die Ferne gerückt. Der Handelskon-
flikt zwischen den USA und China sowie die Blockade der USA bei der Nachbenen-
nung von Richtern für das Appellationsorgan der WTO machen Reformen auf dieser 
Ebene derzeit wenig wahrscheinlich. 
Trotz der „offiziellen“ Einstufung der Volksrepublik China als Entwicklungsland hat 
sich diese in den vergangenen Jahren selbst zu einem der weltweit größten Geber von 
Entwicklungshilfe entwickelt. Zwischen 2000 und 2016 hat China mehr als 125 Mil-
liarden US-Dollar an Entwicklungshilfe allein für afrikanische Staaten geleistet. Die-
ses Engagement dürfte in den kommenden Jahren, angesichts der von der chinesischen 
Staatsführung 2018 angekündigten weiteren 60 Milliarden US-Dollar in den kommen-
den drei Jahren für die Staaten Afrikas sowie des weitreichenden Engagement in asia-
tischen Nachbarstaaten und Ländern entlang der ehemaligen Seidenstraße im Zuge 
Chinas geopolitischer „Belt and Road Initiative“, weiter kräftig zunehmen (www.spie-
gel.de/wirtschaft/soziales/china-was-hinter-den-milliardeninvestitionen-in-afrika-
steckt-a-1227044.html). Hierbei macht China seine „Entwicklungshilfe“ unverholen 
von eigenen wirtschaftspolitischen und geostrategischen Interessen abhängig. Die 
Achtung von Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit durch die Empfängerländer 
spielen hierbei für China ebenso wenig eine Rolle, wie Forderungen nach demokrati-
schen Reformen im Gegenzug für die Entwicklungshilfe von China. Ein Großteil der 
chinesischen „Entwicklungshilfe“ sind Kredite, die Entwicklungsländern zum Bau 
von Infrastrukturprojekten wie Flughäfen, Häfen oder Bahnlinien eingeräumt werden 
und in Teilen die Staatsverschuldung dieser Länder in kritische Bereiche treibt. Damit 
werden Entwicklungsländer, die sich für den Bau solcher Projekte hoch verschuldet 
haben, fundamental abhängig von ihren chinesischen Gläubigern. 
Trotz der wirtschaftlichen Erfolgsgeschichte, der starken Stellung Chinas auf den glo-
balen Märkten, der zunehmenden Konkurrenz durch chinesische Produkte und der im-
mer stärker werdenden Rolle Chinas als Geberland, leistet die Bundesrepublik 
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Deutschland noch immer Entwicklungshilfe für die Volksrepublik China. Allein im 
Jahr 2017 wurden nach Angaben der Bundesregierungen ODA-fähige Zahlungen von 
mehr als 628 Millionen Euro für die Volksrepublik China geleistet. Hierunter fallen 
mehr als 208 Millionen Euro an Studienplatzkosten für Studierende aus China, die von 
den Ländern getragen werden, mehr als 11 Millionen Euro im Bereich der bilateralen 
technischen Entwicklungszusammenarbeit, 361 Millionen Euro im Bereich der bilate-
ralen finanziellen Entwicklungszusammenarbeit (inklusive eingesetzter Eigenmittel 
der Staatsbanken KfW und DEG) jeweils in der Zuständigkeit des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sowie weitere mehr als 47 Mil-
lionen Euro aus anderen Ressorts der Bundesregierung. 
Gerade die Maßnahmen der bilateralen finanziellen Entwicklungszusammenarbeit und 
gewährte Kredite an China aus Eigenmitteln der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) und der Deutschen Investitions- und Entwicklungsgesellschaft (DEG) offenba-
ren das Ausmaß der damit verbundenen tatsächlichen Wirtschaftshilfe. So wurden seit 
2013 mehr als 630 Millionen Euro für die Förderung der beruflichen Bildung in China 
im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit aus Eigenmitteln der KfW und der DEG 
durch zinsvergünstigte, ODA-anrechenbare Kredite finanziert. 
Hierbei wurde insbesondere die berufliche Ausbildung in der Automobilindustrie, dem 
Maschinenbau, der Elektroindustrie und der Chemieindustrie in China finanziert und 
gefördert, also in jenen High-Tech-Branchen, auf deren Exportfähigkeit ein Großteil 
des Wohlstands der Bundesrepublik Deutschland ruht und in denen China sich längst 
zu einem wirtschaftlichen Konkurrenten für deutsche Unternehmen entwickelt hat. 
Damit wird die Förderung der Ausbildung in diesen Bereichen in China direkt zu ei-
nem Schaden für die deutsche Industrie, die bereits jetzt selbst unter einem Mangel an 
Fachkräften in diesen Bereichen leidet und mittelfristig auch für die gesamte Volks-
wirtschaft Deutschlands. 
Anstatt China Entwicklungshilfe in Bereichen zu gewähren, die dem Wirtschaftsstand-
ort Deutschland fundamental schaden können und einen der stärksten Wettbewerber 
Deutschlands in den Kernbereichen der deutschen Wirtschaft begünstigen, braucht es 
eine engere globale Einbindung der Volksrepublik China in den Kampf gegen Klima-
und Umweltverschmutzung. Gerade hier kann Deutschland als Vorreiter und High-
Tech-Standort seine Kooperation mit China, dem schon heute weltweit größten Ver-
ursacher von CO2-Emissionen (27 % des weltweiten Ausstoßes), ausbauen. China hat 
erkannt, dass der Klimawandel Auswirkungen auf Ernährungssicherheit hat und kom-
biniert Klimapolitik mit strategischen Zielen. Es ist entscheidend eine starke Partner-
schaft aufzubauen für einen erfolgreichen globalen Klimaschutz. Ein Erreichen des 
Emissionsscheitelpunkts in China bis 2030 könnte weltweit Impulse setzen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf, 

1. alle Bereiche der deutschen bilateralen Entwicklungszusammenarbeit mit der 
Volksrepublik China zu überprüfen und sich gegenüber den europäischen Part-
nern und auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass dies für die europäische Entwick-
lungszusammenarbeit mit China ebenfalls erfolgt; 

2. darauf hinzuwirken, dass alle derzeitigen, der Volksrepublik China bzw. chinesi-
schen Staatsunternehmen durch die staatseigenen Banken KfW und DEG ge-
währten Kredite, deren Zinssatz nicht dem Marktniveau entspricht und die ODA-
anrechenbar sind, zur Förderung der beruflichen Bildung in China in Schlüssel-
branchen für die deutsche Wirtschaft (insbesondere Automobilindustrie, Maschi-
nenbau, Elektroindustrie sowie Chemieindustrie) schnellstmöglich, jedoch spä-
testens zum 31.12.2020 (vorzeitig) zu beenden; 

3. darauf hinzuwirken, dass alle weiteren derzeitigen, der Volksrepublik China bzw. 
chinesischen Staatsunternehmen durch die staatseigenen Banken KfW und DEG 
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gewährten Kredite, deren Zinssatz nicht dem Marktniveau entspricht und die 
ODA-anrechenbar sind, bis spätestens zum Jahr 2021 (vorzeitig) zu beenden und 
durch reguläre Kredite zu marktüblichen Zinssätzen zu ersetzen; 

4. dafür Sorge zu tragen und den (rechtlichen) Rahmen zu schaffen, dass zukünftig 
keinerlei Kredite mehr an die Volksrepublik China bzw. chinesische Staatsunter-
nehmen durch staatseigene Banken (insbesondere KfW und DEG) vergeben wer-
den, deren Zinsen nicht dem marktüblichen Zinssatz entsprechen; 

5. sämtliche seit dem Jahr 2013 begonnenen Maßnahmen der bilateralen techni-
schen und bilateralen finanziellen Entwicklungszusammenarbeit inklusive zins-
vergünstigter Kredite der staatseigenen Banken KfW und DEG daraufhin zu über-
prüfen, inwieweit diese Maßnahmen sich nachteilig auf die Stellung der deut-
schen Wirtschaft im globalen Wirtschaftsgefüge ausgewirkt haben könnten und 
dem Deutschen Bundestag hierüber bis zum 30.06.2020 zu berichten; 

6. sich im Rahmen der Welthandelsorganisation dafür einzusetzen, das Verfahren 
für die Einstufung von Staaten zu ändern und sich dafür einzusetzen, dass China 
sich nicht länger als Entwicklungsland einstuft; 

7. zukünftig noch enger mit der Volksrepublik China in den Bereichen Klima- und 
Umweltschutz zu kooperieren und durch eine Steigerung des Technik- und Wis-
senstransfers zwischen Deutschland und der Volksrepublik China gemeinsam zu 
einer Verringerung der weltweiten CO2-Emissionen und von Umweltverschmut-
zung beizutragen. 

Berlin, den 28. November 2019 

Christian Lindner und Fraktion 
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